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— in Kenntnis des vom Rat gemifl Artikel 100 Absatz 2, Artikel 207 Absatz 4, Artikel 218 Absatz 6
Unterabsatz 2 Buchstabe a und Artikel 218 Absatz 8 Unterabsatz 1des Vertrags iiber die Arbeitsweise
der Europiischen Union unterbreiteten Ersuchens um Zustimmung (C7-0100/2010),

— gestiitzt auf Artikel 81 und Artikel 90 Absatz 8 seiner Geschiftsordnung,
— in Kenntnis der Empfehlung des Ausschusses fiir Verkehr und Fremdenverkehr (A7-0298/2010),
1. gibt seine Zustimmung zu dem Abschluss des Abkommens;

2. beauftragt seinen Prisidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie
den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten und Kanadas zu iibermitteln.

Vermeidung und Korrektur makrookonomischer Ungleichgewichte ***I
P7_TA(2011)0287

Abinderungen des Europidischen Parlaments vom 23. Juni 2011 zu dem orschlag fiir eine
Verordnung des Europidischen Parlaments und des Rates iiber die Vermeidung und Korrektur

makrookonomischer Ungleichgewichte (KOM(2010)0527 - C7-0301/2010 - 2010/0281(COD)) (')

(2012/C 390 E/17)

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)
[Abind. 2]:
ABANDERUNGEN DES PARLAMENTS (¥)
zum Vorschlag der Kommission

(") Der Gegenstand wurde gemifs Artikel 57 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Geschiftsordnung an den Ausschuss zuriick-
iberwiesen (A7-0183/2011).

(*) Textinderungen: Der neue bzw. gednderte Text wird durch Fett- und Kursivdruck gekennzeichnet; Streichungen
werden durch das Symbol | gekennzeichnet.

VERORDNUNG DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

iiber die Vermeidung und Korrektur makrookonomischer Ungleichgewichte

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 121
Absatz 6,

auf Vorschlag der Europdischen Kommission,

nach Stellungnahme der Europiischen Zentralbank ('),

() ABL C 150 vom 20.5.2011, S. 1.
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nach Ubermittlung des Vorschlags an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses ('),

gemifl dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren,

in Erwagung nachstehender Griinde:

(1) Die | Koordinierung der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten innerhalb der Union sollte im
Kontext der Grundziige der Wirtschaftspolitik und der beschiftigungspolitischen Leitlinien ent-
wickelt werden und bewirken, dass die richtungweisenden Grundsitze, d. h. stabile Preise, gesunde
und nachhaltige offentliche Finanzen und solide monetire Rahmenbedingungen sowie eine dauer-
haft finanzierbare Zahlungsbilanz, eingehalten werden.

(1a)  Die Verwirklichung und die Aufrechterhaltung eines dynamischen Binnenmarktes sollten als
Bestandteil eines ordnungsgemiflen und reibungslosen Funktionierens der Wirtschafts- und
Wihrungsunion angesehen werden.

(1b)  Der verbesserte Rahmen fiir die wirtschaftspolitische Steuerung sollte sich auf mehrere mit-
einander verkniipfte und kohdrente Politiken fiir nachhaltiges Wachstum und insbesondere eine
Strategie der Union fiir Wachstum und Arbeitsplitze, ein Europdiisches Semester fiir die ver-
stirkte Koordinierung der Wirtschafts- und Haushaltspolitik, einen wirksamen Rahmen zur
Vermeidung und Korrektur iibermdfSiger Defizite der Staatshaushalte (den Stabilitits- und
Wachstumspakt), einen robusten Rahmen zur Vermeidung und Korrektur makroskonomischer
Ungleichgewichte sowie eine verstirkte Regulierung und Uberwachung der Finanzmirkte stiit-
Zen.

() Es besteht die Notwendigkeit, Lehren aus dem ersten Jahrzehnt des Funktionierens der Wirt-
schafts- und Wiahrungsunion zu ziehen, und es besteht vor allem die Notwendigkeit einer ver-
stirkten wirtschaftspolitischen Steuerung in der Union, die auf einer stirkeren nationalen
Eigenverantwortung aufbaut.

(2a)  Die Stirkung der wirtschaftspolitischen Steuerung sollte eine engere und rechtzeitigere Ein-
beziehung des Europdischen Parlaments und der nationalen Parlamente einschlieflen. Der zu-
stindige Ausschuss des Europiischen Parlaments kann dem Mitgliedstaat, der von einer Emp-
fehlung oder einem Beschluss des Rates gemifS Artikel 7 Absatz 2, Artikel 8 Absatz 2 und
Artikel 10 Absatz 4 dieser Verordnung betroffen ist, die Gelegenheit bieten, an einem Mei-
nungsaustausch teilzunehmen.

(2b)  Der Kommission sollte eine stirkere und unabhingigere Rolle in dem Verfahren der verschirften
Uberwachung in Bezug auf fiir jeden Mitgliedstaat spezifische Uberwachungsmafinahmen, Ent-
sendungen, Empfehlungen und Warnungen zukommen.

(3) Insbesondere sollte die Uberwachung der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten iiber die haushalts-
politische Uberwachung hinaus um einen detaillierteren und férmlicheren Rahmen erweitert
werden, um iibermifige makrodkonomische Ungleichgewichte zu vermeiden und die betroffenen
Mitgliedstaaten bei der Aufstellung von Korrekturplinen zu unterstiitzen, bevor sich Divergenzen
verfestigen. Diese Erweiterung des Rahmens fiir die wirtschaftspolitische Uberwachung sollte mit
einer Vertiefung der haushaltspolitischen Uberwachung einhergehen.

(4) Um die Behebung solcher Ungleichgewichte zu unterstiitzen, ist es notwendig, ein Verfahren zu
schaffen, das in der Gesetzgebung detailliert festgelegt ist.

(5) Das Verfahren der multilateralen Uberwachung nach Artikel 121 Absitze 3 und 4 AEUV sollte
durch spezielle Regeln fiir die Erkennung makrodkonomischer Ungleichgewichte sowie fiir die
Vermeidung und Korrektur iibermdfSiger makrookonomischer Ungleichgewichte in der Union
ergiinzt werden; gleichzeitig sollte eine Abstimmung mit dem jihrlichen multilateralen Uber-
wachungszyklus erfolgen.

() ABL C ...
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(6)

(6a)

(7a)

(8)

Dieses Verfahren sollte || einen Warnmechanismus fiir die frithzeitige Erkennung aufkommender
makrodkonomischer Ungleichgewichte schaffen. Ihm zugrunde liegen sollte als Richtschnur ein
transparentes Scoreboard, das Richtvorgaben fiir Schwellenwerte enthilt und mit einer 6konomi-
schen Beurteilung kombiniert wird. Bei dieser Beurteilung sollte unter anderem der nominalen
und realen Konvergenz innerhalb und auflerhalb des Euroraums Rechnung getragen werden.

Die Kommission sollte eng mit dem Rat und dem Europdischen Parlament zusammenarbeiten,
wenn sie das Scoreboard und den Satz makroGkonomischer und makrofinanzieller Indikatoren
fiir die Mitgliedstaaten aufstellt. Die Indikatoren und Schwellenwerte sollten aufgestellt und
erforderlichenfalls angepasst werden, um fiir eine Anpassung an den sich wandelnden Charakter
der makroGkonomischen Ungleichgewichte zu sorgen, unter anderem in Abhdngigkeit von den
sich wandelnden Risiken fiir die gesamtwirtschaftliche Stabilitit oder einer verbesserten Ver-
fiigbarkeit einschligiger Statistiken. Die Kommission sollte fiir die zustindigen Ausschiisse des
Rates und des Europdischen Parlaments Empfehlungen zu den Plinen zur Feststellung und
Anpassung der Indikatoren und Schwellenwerte vorlegen, damit sie Anmerkungen dazu formu-
lieren konnen. Die Kommission sollte den Rat und das Europiische Parlament iiber Anderungen
bei den Indikatoren und den Schwellenwerten unterrichten und ihre Griinde fiir solche Ande-
rungen erliutern.

Damit das Scoreboard effizient als Bestandteil des Warnmechanismus funktioniert, sollte es aus
einem begrenzten Satz 6konomischer, finanzieller und struktureller Indikatoren bestehen, die fiir
die Erkennung makrookonomischer Ungleichgewichte relevant sind, wobei bestimmte Schwellen
als Richtwerte festgelegt werden. Die Indikatoren und Schwellenwerte sollten angepasst werden,
wenn sich dies als erforderlich erweist, um fiir eine Anpassung an den sich wandelnden Cha-
rakter der makrodkonomischen Ungleichgewichte zu sorgen, unter anderem in Abhingigkeit von
den sich wandelnden Risiken fiir die gesamtwirtschaftliche Stabilitat oder einer verbesserten Ver-
fiigbarkeit einschligiger Statistiken. Die Indikatoren sollten nicht als Ziele fiir die Wirtschafts-
politik angesehen werden, sondern als Instrumente, um dem sich entwickelnden Charakter der
makrookonomischen Ungleichgewichte innerhalb der Europdischen Union Rechnung zu tragen.

Bei der Entwicklung des Scoreboards sollten ebenfalls Vorsorgemafnahmen fiir heterogene wirt-
schaftliche Umstinde, einschlieflich von Nachholeffekten, gebiihrende Beachtung finden.

Das Uber- bzw. Unterschreiten eines Richtwerts oder mehrerer Richtwerte muss nicht zwangsliufig
bedeuten, dass makrookonomische Ungleichgewichte entstehen, da die Wirtschaftspolitik Wir-
kungszusammenhingen zwischen makrookonomischen Variablen Rechnung tragen sollte. Aus
einer automatischen Lektiire des Scoreboard sollten keine Schlussfolgerungen gezogen werden:
Mit einer okonomischen Beurteilung sollte dafiir gesorgt werden, dass simtliche Informationen,
unabhingig davon, ob sie aus dem Scoreboard stammen oder nicht, im Zusammenhang gesechen
und Teil einer umfassenden Analyse werden.

Auf der Grundlage des Verfahrens der multilateralen Uberwachung und des Warnmechanismus
oder im Falle von unerwarteten, bedeutsamen wirtschaftlichen Entwicklungen, die eine dringende
Analyse fiir die Zwecke dieser Verordnung erfordern, sollte die Kommission die Mitgliedstaaten
ermitteln, die einer eingehenden Uberpriifung zu unterziehen sind. Die eingehende Uberpriifung
sollte durchgefiihrt werden, ohne dass von der Vermutung des Vorhandenseins eines Ungleich-
gewichts ausgegangen wird, und sollte eine griindliche Analyse der Ursachen makrookonomischer
Ungleichgewichte in den entsprechenden Mitgliedstaaten umfassen, wobei den linderspezifischen
wirtschaftlichen Bedingungen und Umstinden und einem breiteren Spektrum von Analysein-
strumenten, Indikatoren und linderspezifischen qualitativen Informationen gebiihrend Rechnung
zu tragen ist. Wenn die Kommission die eingehende Uberpriifung ausarbeitet, arbeitet der
betreffende Mitgliedstaat mit ihr zusammen, um sicherzustellen, dass die der Kommission zur
Verfiigung stehenden Informationen so vollstindig und korrekt wie moglich sind. Zudem
schenkt die Kommission allen sonstigen Informationen gebiihrende Beachtung, die aus Sicht
des betreffenden Mitgliedstaats von Bedeutung sind und die der Mitgliedstaat der Kommission
und dem Rat vorgelegt hat. Die eingehende Uberpriifung sollte im Rat und fiir die Mitglied-
staaten, deren Wihrung der Euro ist, in der Euro-Gruppe erértert werden. Bei der eingehenden
Uberpriifung sollte gegebenenfalls den an die iiberpriiften Mitgliedstaaten gerichteten Empfeh-
lungen oder Aufforderungen des Rates, die im Einklang mit den Artikeln 121, 126 und 128
AEUV und gemdfS den Artikeln 6, 7, 8 und 10 dieser Verordnung ergangen sind, und den
politischen Absichten, die der iiberpriifte Mitgliedstaat in seinen nationalen Reformprogrammen
zum Ausdruck bringt, sowie international anerkannten bewdihrten Verfahren in Bezug auf
Indikatoren und methodische Vorgehensweisen Rechnung getragen werden. Wenn die Kommis-
sion beschliefSt, im Fall von bedeutsamen und unerwarteten wirtschaftlichen Entwicklungen, die
eine dringende Analyse erfordern, eine eingehende Untersuchung durchzufiihren, sollte sie die
betroffenen Mitgliedstaaten unterrichten.
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Ein Verfahren zur Uberwachung und Korrektur nachteiliger makroskonomischer Ungleichgewichte
mit préventiven und korrektiven Elementen verlangt verschirfte Uberwachungsinstrumente, die auf
jenen aufbauen, die im Verfahren der multilateralen Uberwachung eingesetzt werden. Dies kann im
Falle von schweren Ungleichgewichten, einschlieflich von Ungleichgewichten, die das ordnungs-
gemifle Funktionieren der Wirtschafts- und Wihrungsunion gefahrden, im Rahmen der verscharf-
ten Uberwachung entsprechende Inspektionen der Kommission — in Zusammenarbeit mit der
Europiiischen Zentralbank (EZB) fiir die Mitgliedstaaten des Euroraums und des WKM II -
in Mitgliedstaaten und zusitzliche Meldepflichten des Mitgliedstaats beinhalten. Die Sozialpartner
und andere nationale Akteure sollten — soweit dies angebracht ist — in den Dialog einbezogen
werden.

Bei der Bewertung von Ungleichgewichten sollte beriicksichtigt werden, wie schwerwiegend sie sind
| und welche potenziellen negativen wirtschaftlichen und finanziellen Ausstrahlungseffekte | sie
haben, welche die Anfilligkeit der Wirtschaft in der EU erhéhen und das reibungslose Funk-
tionieren der Wihrungsunion bedrohen. In allen Mitgliedstaaten und insbesondere im Euroraum
sind Mafnahmen zur Bewiltigung der makrodkonomischen Ungleichgewichte und der Unter-
schiede in der Wettbewerbsfihigkeit erforderlich. Allerdings konnen Art, Bedeutung und Dring-
lichkeit der politischen Herausforderungen je nach betroffenem Mitgliedstaat grofle Unter-
schiede aufweisen. In Anbetracht der bestehenden Schwichen und des Ausmafles der notwen-
digen Anpassungen sind politische MafSnahmen in denjenigen Mitgliedstaaten am dringlichsten,
die anhaltend hohe Leistungsbilanzdefizite und Wettbewerbsverluste aufweisen. Auch in den
Mitgliedstaaten mit hohen Leistungsbilanziiberschiissen sollten politische Mafnahmen darauf
abzielen, die Strukturreformen zu ermitteln und durchzufiihren, mit denen diese Staaten ihre
Binnennachfrage und ihr Wachstumspotenzial steigern konnen.

Beriicksichtigt werden sollten auflerdem die Kapazitit zur wirtschaftlichen Anpassung und die
Bilanz des betreffenden Mitgliedstaats bei der Einhaltung fritherer im Rahmen dieser Verordnung
und sonstiger nach Artikel 121 AEUV als Teil der multilateralen Uberwachung abgegebener Emp-
fehlungen, insbesondere der Grundziige der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten und der Union.

Bei Feststellung makrookonomischer Ungleichgewichte sollten an den betreffenden Mitgliedstaat —
gegebenenfalls unter Einbeziehung der einschligigen Ausschiisse — Empfehlungen gerichtet wer-
den, die als Richtschnur fiir angemessene politische Reaktionen dienen sollen. Die politische Re-
aktion des betreffenden Mitgliedstaats auf Ungleichgewichte sollte rechtzeitig erfolgen und auf
samtliche verfiigbaren politischen Instrumente zuriickgreifen, die der Staat tiber seine Behorden
beeinflussen kann. Gegebenenfalls sollten die einschligigen nationalen Akteure, einschlieflich
der Sozialpartner, gemif den Vorschriften des AEUV und in Ubereinstimmung mit nationalen
rechtlichen und politischen Regelungen ebenfalls einbezogen werden. Die politische Reaktion
sollte auf das jeweilige Umfeld und die spezifischen Umstinde des betreffenden Mitgliedstaats
zugeschnitten sein und die wichtigsten Bereiche der Wirtschaftspolitik, unter Umstinden ein-
schlieflich der Finanz- und Lohnpolitik, sowie Arbeitsmarkte, Produkt- und Dienstleistungsmarkte
und die Regulierung des Finanzsektors erfassen. Die im Rahmen der Abkommen zum WKM II
eingegangenen Verpflichtungen miissen beriicksichtigt werden.

Die frithzeitigen Warnungen und Empfehlungen des Europdischen Ausschusses fiir Systemrisiken
an die Mitgliedstaaten oder die Union betreffen Risiken makrofinanzieller Art. Sie sollten auch
angemessene FolgemaRnahmen der Kommission im Rahmen der Uberwachung von Ungleichge-
wichten rechtfertigen soweit dies zweckmifSig ist. Die Unabhingigkeit und die Vertraulichkeits-
regelung des Europiischen Ausschusses fiir Systemrisiken sollten streng geachtet werden.

Bei Feststellung schwerer makrookonomischer Ungleichgewichte, einschlieflich von Ungleichge-
wichten, die das ordnungsgemifSe Funktionieren der Wirtschafts- und Wahrungsunion gefihrden,
sollte ein Verfahren bei einem iibermifigen Ungleichgewicht eingeleitet werden. Dieses kann die
Abgabe von Empfehlungen an den Mitgliedstaat und Auflagen hinsichtlich einer verschirften Uber-
wachung und Kontrolle beinhalten, sowie bei den Mitgliedstaaten, deren Wahrung der Euro ist, im
Falle eines wiederholten Versiumnisses, Korrekturmafinahmen zu ergreifen, die Moglichkeit der
Durchsetzung im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. [...[...] (}).

() ABL L [...] vom [....], S. [...].
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(15)

(15a)

(16)

(16a)

(16b)

Jeder Mitgliedstaat, gegen den ein Verfahren bei einem iibermifSigen Ungleichgewicht eingeleitet
worden ist, sollte einen Korrekturplan mit Einzelheiten seiner politischen Mafinahmen zur Umset-
zung der Ratsempfehlungen aufstellen. Der Korrekturmafinahmenplan sollte einen Zeitplan fur die
Umsetzung der geplanten Manahmen enthalten. Er sollte | vom Rat mittels einer Empfehlung
gebilligt werden. Diese Empfehlung sollten dem Europdischen Parlament iibermittelt werden.

Die Befugnis zur Annahme individueller Beschliisse, in denen die Nichteinhaltung der Empfeh-
lungen erklirt wird, die vom Rat im Rahmen des Korrekturmafnahmenplans angenommen
worden sind, sollte dem Rat iibertragen werden. Als Bestandteil der Koordinierung der Wirt-
schaftspolitik der Mitgliedstaaten im Rat gemdfS Artikel 121 Absatz 1 des Vertrags stellen diese
Einzelbeschliisse untrennbare FolgemafSnahmen zu den vom Rat gemdfS Artikel 121 Absatz 4
des Vertrags im Kontext des Korrekturmafnahmenplans angenommenen Empfehlungen dar.

Da ein wirksamer Rahmen fur die Erkennung und Vermeidung makrodkonomischer Ungleichge-
wichte aufgrund der tiefen Handels- und Finanzverflechtungen zwischen den Mitgliedstaaten und
der Ausstrahlungseffekte der nationalen Wirtschaftspolitik auf die Union und den Euroraum ins-
gesamt von den Mitgliedstaaten nicht in ausreichendem Mafle geschaffen werden kann und besser
auf der Ebene der Union zu verwirklichen ist, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5
des Vertrags iiber die Europiische Union niedergelegten Subsidiarititsprinzip titig werden. Ent-
sprechend dem im selben Artikel genannten VerhiltnisméRigkeitsprinzip geht diese Verordnung
nicht aber das fiir die Erreichung dieser Ziele erforderliche Maf$ hinaus.

Bei der Anwendung dieser Verordnung durch den Rat und die Kommission sollten sie die Rolle
der nationalen Parlamente und der Sozialpartner sowie Unterschiede bei den nationalen Syste-
men — beispielsweise den Systemen fiir die Lohnbildung — uneingeschrinkt achten.

Gelangt der Rat zu der Auffassung, dass in einem Mitgliedstaat kein iibermiifSiges Ungleich-
gewicht mehr besteht, so wird das Verfahren bei einem iibermifSigen Ungleichgewicht einge-
stellt, sobald der Rat die gemdfS den Artikeln 7, 8 und 10 abgegebenen Empfehlungen auf der
Grundlage einer Empfehlung der Kommission aufgehoben hat. Dabei stiitzt er sich auf eine
umfassende Analyse der Kommission, aus der hervorgehen muss, dass der betreffende Mitglied-
staat den Empfehlungen des Rates nachgekommen ist und dass die in der Empfehlung zur
Einleitung des Verfahrens bei einem iibermdfSigen Ungleichgewicht angefiihrten zugrunde lie-
genden Ursachen und damit verbundenen Risiken nicht mehr fortbestehen, wobei unter anderem
makrodkonomische Entwicklungen, Aussichten und Ausstrahlungseffekte zu beriicksichtigen
sind. Durch eine ffentliche Erklirung sollte die Einstellung des Verfahrens bei einem iiber-
mifligen Ungleichgewicht bekanntgemacht werden.

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

(1)

KAPITEL 1

Gegenstand und Begriffsbestimmungen
Artikel 1
Gegenstand

Diese Verordnung legt detaillierte Regeln fiir die Erkennung makrodokonomischer Ungleichgewichte

sowie fiir die Vermeidung und Korrektur iibermifiger makrookonomischer Ungleichgewichte innerhalb der
Union fest.

(1a)

Diese Verordnung wird im Kontext des Europiischen Semesters entsprechend den Vorschriften

der Verordnung (EG) Nr. [.../...] iiber den Ausbau der haushaltspolitischen Uberwachung und der

Uberwachung und Koordinierung der Wirtschafspolitiken angewandt.
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(1b)  Bei der Anwendung dieser Verordnung wird Artikel 152 AEUV uneingeschrinkt geachtet, und
bei den im Rahmen dieser Verordnung ausgesprochenen Empfehlungen werden die nationalen Praktiken
und die fiir die Lohnbildung zustindigen Einrichtungen beriicksichtigt. Beriicksichtigt wird Artikel 28
der Charta iiber die Grundrechte der Europdischen Union; sie beeintrichtigt nicht das Recht, Tarifver-
trige gemifS den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten auszuhandeln, abzuschlieflen
und durchzusetzen und gemeinsame Aktionen durchzufiihren.

Artikel 2
Begriffsbestimmungen

Fir die Zwecke dieser Verordnung gelten folgende Begriffsbestimmungen:

a) "Ungleichgewichte" sind alle Tendenzen, die zu makrookonomischen Entwicklungen fiihren, die sich
nachteilig auf das ordnungsgemifle Funktionieren der Wirtschaft eines Mitgliedstaats oder der Wirt-
schafts- und Wihrungsunion oder der Union insgesamt auswirken oder potenziell auswirken konnten;

b) "iibermifige Ungleichgewichte" sind schwere Ungleichgewichte, einschlieBlich Ungleichgewichten oder
Risiken, die das ordnungsgemifle Funktionieren der Wirtschafts- und Wahrungsunion gefdhrden

KAPITEL 1I

Erkennung von Ungleichgewichten
Artikel 3
Scoreboard

(1) Das Scoreboard einschlieflich der Indikatoren wird als Instrument verwendet, um die friihzeitige
Erkennung und Uberwachung von Ungleichgewichten zu erleichtern.

(2)  Das Scoreboard setzt sich aus einer begrenzten Zahl von einschligigen, praktischen, einfachen,
messbaren und verfiigbaren makrodkonomischen und makrofinanziellen Indikatoren fiir die Mitgliedstaaten
zusammen. Es gestattet die friihzeitige Ermittlung makrookonomischer Ungleichgewichte, die sich kurz-
fristig ergeben, sowie von Ungleichgewichten, die sich aufgrund struktureller und langfristiger Entwick-
lungen ergeben.

(2a)  Der Scoreboard umfasst unter anderem Indikatoren, die niitzlich sind bei der friihzeitigen Ermitt-
lung:

a) interner Ungleichgewichte, einschliefSlich derjenigen, die sich aus privaten und dffentlichen Schulden
ergeben konnen, von Entwicklungen auf den Finanz- und Anlagemirkten, einschlieflich des Woh-
nungswesens, von Entwicklungen der Kreditstrome des privaten Sektors und der Entwicklung der
Arbeitslosigkeit;

b) von externen Ungleichgewichten, einschliefSlich derjenigen, die sich aus der Entwicklung der Leis-
tungsbilanz und Nettoinvestitionspositionen der Mitgliedstaaten ergeben konnen, der realen effektiven
Wechselkurse, der Anteile an den Exportmirkten und der Verinderungen bei den Preisen und von
Kostenentwicklungen sowie der nichtpreisgebundenen Wettbewerbsfihigkeit unter Beriicksichtigung
der verschiedenen Komponenten der Produktivitit.

(2b)  Bei ihrer wirtschaftlichen Lektiire des Scoreboards im Zusammenhang mit dem Warnmecha-
nismus widmet die Kommission den Entwicklungen in der Realwirtschaft besondere Aufmerksamkeit,
einschlieflich des Wirtschaftswachstums, des Stands der Beschiftigung und der Arbeitslosigkeit, der
nominalen und realen Konvergenz innerhalb und aufSerhalb des Euroraums, den Produktivititsentwick-
lungen und seinen relevanten Motoren wie FuE sowie auslindischen/inlindischen Investitionen, und
sektoralen Entwicklungen einschlieflich Energie, die das BIP und die Leistungsbilanzentwicklung beein-
flussen.
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Das Scoreboard enthdlt fiir diese Indikatoren auch Schwellenwerte als Richtwerte, die als Warnwerte
dienen. Die Wahl der Indikatoren und Schwellenwerte sollte der Forderung der Wettbewerbsfihigkeit in
der EG dienlich sein.

Das Scoreboard und insbesondere die Warnschwellen sind — wo immer dies zweckmiflig ist — sym-
metrisch und werden nach Mitgliedstaaten des Euroraums und Mitgliedstaaten, die nicht dem Euroraum
angehoren, differenziert, wenn dies durch die spezifischen Merkmale der Wihrungsunion und die ein-
schligigen wirtschaftlichen Umstinde gerechtfertigt ist. Bei der Entwicklung des Scoreboards wird eben-
falls Vorsorgemafnahmen fiir heterogene wirtschaftliche Umstinde, einschliefSlich von Nachholeffekten,
gebiihrende Beachtung gewidmet.

(2c)  Die Tatigkeit des Europdischen Ausschusses fiir Systemrisiken wird im Zusammenhang mit der
Aufstellung von Indikatoren, die fiir die Finanzmarktstabilitit relevant sind, gebiihrend beriicksichtigt.
Die Kommission ersucht den Europdischen Ausschuss fiir Systemrisiken, seine Standpunkte zu den
Entwiirfen von Indikatoren darzulegen, die fiir die Finanzmarktstabilitit relevant sind.

(3)  Die Liste der in das Scoreboard aufzunehmenden Indikatoren und der Schwellenwert werden ver-
offentlicht.

(4)  Die || Angemessenheit des Scoreboards, einschlieflich der Zusammensetzung der Indikatoren, der
festgelegten Schwellenwerte und der angewandten Methodik, wird regelmiflig bewertet, und erforderli-
chenfalls werden Anpassungen oder Anderungen vorgenommen. Anderungen der Methodik und Zusam-
mensetzung des Scoreboards sowie der zugehorigen Schwellenwerte werden veréffentlicht.

(4a)  Die Werte fiir die Indikatoren im Scoreboard werden mindestens einmal im Jahr aktualisiert.

Artikel 4
Warnmechanismus

(1)  Mit dem Warnmechanismus soll die friihzeitige Erkennung und Uberwachung von Ungleichge-
wichten erleichtert werden. Die Kommission erstellt jiahrlich einen Bericht mit einer qualitativen wirt-
schaftlichen und finanziellen Bewertung, die sich auf ein Scoreboard stiitzt, das aus einem Satz von
Indikatoren besteht, die mit den als Richtwerte festgelegten Schwellen verglichen werden. Der Bericht
einschlieflich der Werte der zum Scoreboard gehorenden Indikatoren wird verdffentlicht.

(2) | Der Bericht der Kommission enthilt eine wirtschaftliche und finanzielle Bewertung, die die Ent-
wicklung der Indikatoren in den Gesamtzusammenhang setzt, wobei bei Bedarf auf andere | relevante
wirtschaftliche und finanzielle Indikatoren zuriickgegriffen wird, wenn die Entwicklung von Ungleichge-
wichten bewertet wird. Aus einer automatischen Lektiire des Scoreboard sollten keine Schlussfolgerungen
gezogen werden: Bei der Bewertung wird die Entwicklung von Ungleichgewichten in der Union und im
Euroraum beriicksichtigt. Der Bericht weist auch darauf hin, ob das Ubertreten von Schwellenwerten in
einem oder mehreren Mitgliedstaat(en) bedeutet, dass moglicherweise Ungleichgewichte entstehen. Die
Bewertung von Mitgliedstaaten, die hohe Leistungsbilanzdefizite aufweisen, kann sich von der Bewertung
der Mitgliedstaaten unterscheiden, die hohe Leistungsbilanziiberschiisse anhdiufen.

(3)  Der Bericht weist die Mitgliedstaaten aus, die nach Auffassung der Kommission von Ungleichgewich-
ten betroffen oder bedroht sein kénnten.

(3a)  Der Bericht wird dem Europdischen Parlament, dem Rat und dem Wirtschafts- und Sozialaus-
schuss ziigig iibermittelt.

(4)  Als Teil der multilateralen Uberwachung gemif Artikel 121 Absatz 3 AEUV erortert der Rat den
Kommissionsbericht und nimmt eine Gesamtbewertung dazu vor. Die Euro-Gruppe erortert den Bericht,
soweit er sich | auf Mitgliedstaaten bezieht, deren Wihrung der Euro ist.
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Artikel 5
Eingehende Uberpriifung

(1)  Unter gebiihrender Beriicksichtigung der gemifl Artikel 3 Absatz 4 gefithrten Erorterungen im Rat
und in der Euro-Gruppe oder im Fall von unerwarteten, bedeutsamen wirtschaftlichen Entwicklungen, die
eine dringende Analyse zum Zweck dieser Verordnung erfordern, fiihrt die Kommission eine eingehende
Uberpriifung fiir jeden Mitgliedstaat durch, der nach ihrer Auffassung von Ungleichgewichten betroffen oder
bedroht sein konnte. |

Die eingehende Uberpriifung baut auf detaillierten Untersuchungen der spezifischen Umstinde der Mit-
gliedstaaten auf, einschliefSlich der unterschiedlichen Ausgangspositionen der Mitgliedstaaten; gepriift
wird eine breite Palette von wirtschaftlichen Variablen; dabei werden analytische Instrumente und qua-
litativ hochwertige Informationen linderspezifischen Charakters eingesetzt. Die Uberpriifung trigt den
nationalen Besonderheiten in Bezug auf die Beziehungen zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern und
dem sozialen Dialog Rechnung.

Zudem widmet die Kommission allen sonstigen Informationen gebiihrende Beachtung, die aus Sicht des
betreffenden Mitgliedstaats von Bedeutung sind und die der Mitgliedstaat vorgelegt hat.

Die Uberpriifung wird in Verbindung mit den Inspektionen in dem betreffenden Mitgliedstaat gemdf3
Artikel 11e durchgefiihrt.

(2)  Die eingehende Uberpriifung umfasst eine Priifung der Frage, ob der betreffende Mitgliedstaat von
Ungleichgewichten betroffen ist und ob diese Ungleichgewichte iibermifSige Ungleichgewichte darstellen.
Gepriift wird der Ursprung der entdeckten Ungleichgewichte vor dem Hintergrund der gegebenen wirt-
schaftlichen Umstinde, einschliefSlich der engen wirtschaftlichen und finanziellen Verkniipfungen zwi-
schen den Mitgliedstaaten und der Ausstrahlungseffekte der nationalen Wirtschaftspolitiken. Im Zuge
der Uberpriifung werden die im Zusammenhang mit der Strategie der Union fiir Wachstum und Arbeits-
plitze relevanten Entwicklungen analysiert. Gepriift wird ebenfalls die Relevanz der wirtschaftlichen
Entwicklungen in der Union und im Euroraum insgesamt. Dabei wird insbesondere Folgendes beriick-
sichtigt:

a) gegebenenfalls die im Einklang mit den Artikeln 121, 126 und 148 AEUV und gemifs den Artikeln 6, 7,
8 und 10 dieser Verordnung an die iiberpriiften Mitgliedstaat gerichteten Empfehlungen oder Auf-
forderungen des Rates;

b) die politischen Absichten, die der iiberpriifte Mitgliedstaat in seinen Nationalen Reformprogrammen und
gegebenenfalls in seinem Stabilitits- oder Konvergenzprogramm zum Ausdruck bringt,

¢) fiir den uiberpriiften Mitgliedstaat relevante Warnungen oder Empfehlungen des Europdischen Ausschus-
ses fiir Systemrisiken betreffend Systemrisiken, die angegangen werden bzw. fiir den iiberpriiften
Mitgliedstaat von Relevanz sind. Die Vertraulichkeitsregelung des Europiischen Ausschusses fiir
Systemrisiken wird beachtet.

(2a)  Die eingehende Uberpriifung wird verdffentlicht. Die Kommission unterrichtet den Rat und das
Europdische Parlament iiber die Ergebnisse der eingehenden Uberpriifung.

Artikel 6
Priventionsmafinahmen

(1)  Gelangt die Kommission auf der Grundlage der eingehenden Uberpriifung nach Artikel 5 zu der
Auffassung, dass in einem Mitgliedstaat Ungleichgewichte bestehen, unterrichtet sie den Rat und die Euro-
Gruppe sowie das Europiische Parlament dariiber. Der Rat kann auf Empfehlung der Kommission gemif§
dem Verfahren des Artikels 121 Absatz 2 AEUV die erforderlichen Empfehlungen an den betreffenden
Mitgliedstaat richten.
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(2)  Der Rat unterrichtet das Europdische Parlament iiber die Empfehlung. Die Empfehlungen des Rates
werden verdffentlicht.

(2a)  Bei den Empfehlungen des Rates und der Kommission wird Artikel 152 AEUV uneingeschrinkt
geachtet; gleichzeitig wird Artikel 28 der Charta der Grundrechte der Europdischen Union beriicksichtigt.

(3)  Der Rat iiberpriift die Empfehlung jihrlich im Kontext des Europdischen Semesters und kann sie
gegebenenfalls gemifl Absatz 1 anpassen.

KAPITEL III
Verfahren bei einem iibermifSigen Ungleichgewicht
Artikel 7
Einleitung des Verfahrens bei einem iibermafiigen Ungleichgewicht

(1)  Gelangt die Kommission auf der Grundlage der eingehenden Uberpriifung nach Artikel 5 zu der
Auffassung, dass in dem betreffenden Mitgliedstaat iibermifSige Ungleichgewichte bestehen, unterrichtet sie
den Rat und die Euro-Gruppe sowie das Europdische Parlament dariiber.

Die Kommission unterrichtet ebenfalls die einschligigen Europiischen Uberwachungsbehérden und den
Europiischen Ausschuss fiir Systemrisiken; an sie ergeht die Aufforderung, die von ihnen fiir notwendig
erachteten Schritte zu ergreifen.

(2)  Der Rat kann auf Empfehlung der Kommission eine Empfehlung nach Artikel 121 Absatz 4 AEUV
abgeben, in der er ein ibermafiiges Ungleichgewicht feststellt und dem betreffenden Mitgliedstaat empfiehlt,
Korrekturmafnahmen zu ergreifen.

Die Empfehlung erliutert dic Art und die Auswirkungen der Ungleichgewichte und legt eine Reihe von zu
befolgenden MafSnahmenempfehlungen | fest wie auch die Frist, innerhalb deren der betreffende Mitglied-
staat einen Korrekturmafnahmenplan vorlegen muss. Der Rat kann gemifS Artikel 121 Absatz 4 AEUV
seine Empfehlung veroffentlichen.

Artikel 8
Korrekturmafinahmenplan

(1) Jeder Mitgliedstaat, gegen den ein Verfahren bei einem iibermifigen Ungleichgewicht eingeleitet wird,
legt dem Rat und der Kommission auf der Grundlage und innerhalb einer in der Empfehlung nach Artikel 7
festzulegenden Frist einen Korrekturmafnahmenplan vor. Der Korrekturmafnahmenplan legt die spezi-
fischen | politischen Manahmen fest, die der betreffende Mitgliedstaat durchfithrt bzw. durchzufithren
beabsichtigt, und enthilt einen Zeitplan fiir die Durchfithrung. Bei dem KorrekturmafSnahmenplan werden
die wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen dieser MafSnahmen beriicksichtigt; er steht im Einklang
mit den Grundziigen der Wirtschaftspolitik und den beschiftigungspolitischen Leitlinien.

(2)  Innerhalb von zwei Monaten nach seiner Ubermittlung wird der Korrekturmafinahmenplan auf der
Grundlage eines Berichts der Kommission vom Rat bewertet. Befindet der Rat den Plan auf der Grundlage
einer Empfehlung der Kommission fiir ausreichend, so billigt er ihn ihm Wege einer Empfehlung, in der
die erforderlichen spe21ﬁschen Mafnahmen und die Fristen, innerhalb derer sie ergriffen werden miissen,
aufgelistet sind, und legt einen Uberwachungszeitplan fest, der den Ubertragungskanilen gebiihrend
Rechnung trigt und den Umstand beriicksichtigt, dass zwischen dem Ergreifen von Korrekturmafinah-
men und der tatsichlichen Beseitigung von Ungleichgewichten lange Zeitspannen liegen konnen.
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(2a)  Werden die im KorrekturmafSnahmenplan ergriffenen bzw. vorgesehenen MafSnahmen oder der
zugehorige Durchfiihrungszeitplan fiir unzureichend erachtet, so nimmt der Rat auf der Grundlage einer
Empfehlung der Kommission eine an den betreffenden Mitgliedstaat gerichtete Empfehlung an, in der
dieser aufgefordert wird, in der Regel innerhalb von zwei Monaten einen neuen KorrekturmafSnahmen-
plan vorzulegen. Der neue KorrekturmafmafSnahmenplan wird gemifS dem Verfahren dieses Artikels

gepriift.

(3)  Der Korrekturmafnahmenplan, der Kommissionsbericht und die Empfehlung des Rates im Sinne der
Absitze 2 und 2a werden veroffentlicht.

Artikel 9
Uberwachung von Korrekturmanahmen

(1)  Die Kommission iiberwacht die Durchfiihrung der gemif Artikel 8 Absatz 2 angenommenen
Empfehlung. Zu diesem Zweck erstattet der Mitgliedstaat dem Rat und der Kommission in regelmifigen
Abstinden in Form von Fortschrittsberichten, deren Hiufigkeit vom Rat in der in Artikel 8 Absatz 2
genannten Empfehlung festgelegt wird, Bericht.

(2)  Die Fortschrittsberichte der Mitgliedstaaten werden vom Rat veroffentlicht.

(3)  Die Kommission kann im Rahmen der verstirkten Uberwachung in Absprache mit der EZB Ent-
sendungen in den betreffenden Mitgliedstaat vornehmen, um die Durchfithrung des Korrekturmaf$nahmen-
plans zu tiberwachen, wenn diese Entsendungen Mitgliedstaaten betreffen, deren Wihrung der Euro ist,
oder Mitgliedstaaten, die am WKM II teilnehmen. Die Sozialpartner und andere nationale Akteure
werden deshalb in den Dialog eingebunden, soweit dies zweckmiifSig ist.

(4)  Im Falle einer erheblichen griferen Verinderung der wirtschaftlichen Umstinde kann der Rat auf
Empfehlung der Kommission die nach Artikel 8 Absatz 2 abgegebenen Empfehlungen gemifl dem Ver-
fahren desselben Artikels abindern. Der betreffende Mitgliedstaat wird gegebenenfalls aufgefordert, cinen
tiberarbeiteten Korrekturmafnahmenplan vorzulegen, der gemdff dem Verfahren des Artikels 8 bewertet
wird.

Artikel 10
Bewertung der Korrekturmaffnahmen

(1) Auf der Grundlage eines Berichts der Kommission bewertet der Rat, ob der betreffende Mitgliedstaat
die empfohlenen Korrekturmafnahmen im Einklang mit der gemifS Artikel 8 Absatz 2 abgegebenen
Empfehlung ergriffen hat.

(2)  Der Bericht der Kommission wird veroffentlicht.

(3)  Der Rat fiihrt seine Bewertung innerhalb der Frist durch, die er in seinen gemdfS Artikel 8 Absatz 2
abgegebenen Empfehlungen festgelegt hat.

(4)  Gelangt er zu der Auffassung, dass der Mitgliedstaat die empfohlenen Korrekturmafinahmen nicht
ergriffen hat, fasst der Rat auf Empfehlung der Kommission einen Beschluss, in dem er die Nichtein-
haltung erklirt, und nimmt eine Empfehlung an, mit der neue Fristen fiir die Durchfiihrung von
Korrekturmafnahmen festgelegt werden. In diesem Falle wird der Europdiische Rat unterrichtet, und
die Schlussfolgerungen der in Artikel 9 Absatz 3 genannten Entsendungen werden verdffentlicht.

Die Empfehlung der Kommission mit der Erklirung der Nichteinhaltung gilt als vom Rat angenommen,
sofern er nicht innerhalb von zehn Tagen nach Annahme durch die Kommission mit qualifizierter
Mehrheit beschliefSt, die Empfehlung abzulehnen. Der betreffende Mitgliedstaat kann beantragen, dass
eine Tagung des Rates anberaumt wird, um iiber den Beschluss abzustimmen.
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GemdfS Artikel 11e kann das Europdische Parlament in eigener Initiative oder auf Antrag eines Mit-
gliedstaates den Prdsidenten des Rates, die Kommission oder — soweit dies zweckmifSig ist — den Pri-
sidenten der Euro-Gruppe auffordern, vor seinem zustindigen Ausschuss zu erscheinen, um den Be-
schluss, in dem die Nichteinhaltung erklirt wird, zu erértern.

(5)  Gelangt der Rat auf der Grundlage des Berichts der Kommission zu der Auffassung, dass der
Mitgliedstaat die empfohlenen Korrekturmaffnahmen ergriffen hat, so wird davon ausgegangen, dass das
Verfahren bei einem iibermifSigen Ungleichgewicht planmifSig verliuft; das Verfahren wird ruhen gelas-
sen, und die Uberwachung wird gemdfS dem in den Empfehlungen nach Artikel 8 Absatz 2 festgelegten
Zeitplan fortgesetzt. Der Rat verdffentlicht seine Griinde fiir das Ruhenlassen des Verfahrens, wobei er
die von dem betreffenden Mitgliedstaat ergriffenen KorrekturmafSnahmen anerkennt.

I
Artikel 11
Einstellung des Verfahrens bei einem iibermifigen Ungleichgewicht

Der Rat hebt die gemiifS den Artikeln 7, 8 und 10 abgegebenen Empfehlungen auf der Grundlage einer
Empfehlung der Kommission auf, sobald er zu der Auffassung gelangt, dass in dem betreffenden Mit-
gliedstaat keine iibermifigen Ungleichgewichte gemif der Empfehlung nach Artikel 7 Absatz 2 mehr
bestehen, und gibt eine dffentliche Erklirung ab, in der dieser Sachverhalt zum Ausdruck kommt.

Artikel 11a
Abstimmung im Rat

Bei den in den Artikeln 7 bis 11 genannten MafSnahmen beschlieflt der Rat ohne Beriicksichtigung der
Stimme des den betreffenden Mitgliedstaat vertretenden Mitglieds des Rates.

Artikel 11b
Entsendungen

(1)  Die Kommission gewdhrleistet gemifS den Zielen dieser Verordnung einen stindigen Dialog mit
den Behirden der Mitgliedstaaten. Zu diesem Zweck fiihrt die Kommission insbesondere Entsendungen
zum Zwecke der Bewertung der tatsichlichen Situation in dem Mitgliedstaat und der Ermittlung von
Risiken oder Schwierigkeiten bei der Verwirklichung der Zielvorgaben dieser Verordnung durch.

(2)  Eine verstirkte Uberwachung kann fiir Mitgliedstaaten vorgenommen werden, die Gegenstand
einer Empfehlung zum Vorhandensein eines iibermifigen Ungleichgewichts gemifS Artikel 7 Absatz 2
dieser Verordnung sind, wobei die Uberwachung vor Ort erfolgt.

(3)  Handelt es sich bei dem betroffenen Mitgliedstaat um einen Mitgliedstaat, dessen Wihrung der
Euro ist oder der am WKM II teilnimmt, kann die Kommission gegebenenfalls Vertreter der Europdischen
Zentralbank einladen, an den Entsendungen teilzunehmen.

(4)  Die Kommission erstattet dem Rat iiber das Ergebnis der in Unterabsatz 2 genannten Entsendung
Bericht und beschliefSt gegebenenfalls, seine Befunde offentlich zu machen.

(5)  Bei der organisatorischen Vorbereitung von Entsendungen gemdfS Unterabsatz 2 iibermittelt die
Kommission den betreffenden Mitgliedstaaten ihre vorliufigen Befunde, damit sie Anmerkungen dazu
formulieren kénnen.

Artikel 11c
Wirtschaftlicher Dialog

(1)  Um den Dialog zwischen den Organen der Union, insbesondere dem Europiischen Parlament, dem
Rat und der Kommission, zu fordern und eine groflere Transparenz und Rechenschaftspflicht zu gewdhr-
leisten, kann der zustindige Ausschuss des Europdischen Parlaments den Prisidenten des Rates, die
Kommission und gegebenenfalls den Prisidenten des Europdischen Rates oder den Prisidenten der
Euro-Gruppe einladen, vor dem Ausschuss zu erscheinen, um Folgendes zu erértern:
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a) die vom Rat bereitgestellten Informationen iiber die Grundziige der Wirtschaftspolitik gemdifS Arti-
kel 121 Absatz 2 AEUV;

b) die von der Kommission zu Beginn des jihrlichen Zyklus der Uberwachung an die Adresse der
Mitgliedstaaten gerichteten allgemeinen Leitlinien;

c) etwaige Schlussfolgerungen des Rates zu den Leitlinien fiir die Wirtschaftspolitiken im Kontext des
Europdischen Semesters;

d) die Ergebnisse der gemifS dieser Verordnung durchgefiihrten multilateralen Uberwachung;

e) etwaige Schlussfolgerungen des Europiischen Rates zu den Leitlinien fiir die multilaterale Uber-
wachung und zu deren Ergebnissen;

f) jedwede Uberpriifung der Durchfiihrung der multilateralen Uberwachung zum Abschluss des Euro-
pdischen Semesters;

g) die gemif den Artikel 7 Absatz 2, 8 Absatz 2 und 10 Absatz 4 dieser Verordnung formulierten
Empfehlungen;

(2)  Der zustindige Ausschusses des Europdischen Parlaments kann dem von der Empfehlung oder
dem Beschluss des Rates betroffenen Mitgliedstaat gemifS Artikel 7 Absatz 2, Artikel 8 Absatz 2 und
Artikel 10 Absatz 4 die Moglichkeit bieten, an einer Aussprache teilzunehmen;

(3)  Die Kommission und der Rat unterrichten das Europdische Parlament jihrlich iiber die Ergebnisse
der Anwendung dieser Verordnung.

Artikel 11d

Uberpriifung

(1)  Innerhalb von drei Jahren nach Inkrafitreten dieser Verordnung und alle fiinf Jahre danach ver-
offentlicht die Kommission einen Bericht iiber die Anwendung dieser Verordnung.
In diesem Bericht werden unter anderem bewertet:

a) die Wirksamkeit der Verordnung,

b) die Fortschritte bei der Gewdihrleistung einer engeren Koordinierung der Wirtschaftspolitik und der
anhaltenden Konvergenz der Wirtschaftsleistungen der Mitgliedstaaten entsprechend dem Vertrag.

(2)  Dem Bericht wird, soweit angemessen, ein Vorschlag zur Anderung dieser Verordnung beigefiigt.
(3)  Der Bericht wird dem Europiischen Parlament und dem Rat iibermittelt.

Artikel 11e
Bericht
Jedes Jahr danach veriffentlicht die Kommission einen Bericht iiber die Anwendung dieser Verordnung

einschliefSlich einer Aktualisierung des Scoreboards gemifS Artikel 4 und legt ihn dem Rat und dem
Europiischen Parlament im Kontext des Europdischen Semesters vor.
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KAPITEL IV
Schlussbestimmungen
Artikel 12
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union
in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Geschehen zu ... am

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates

Der Président Der Président

Verfahren bei einem iibermifigen Defizit *

P7 TA(2011)0288

Abinderungen des Europiischen Parlaments vom 23. Juni 2011 zu dem Vorschlag fiir eine

Verordnung des Rates zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1467/97 iiber die Beschleunigung

und Klirung des Verfahrens bei einem iibermifligen Defizit (KOM(2010)0522 - €7-0396/2010 -
2010/0276(CNS)) (1)

(2012/C 390 E/18)

(Besonderes Gesetzgebungsverfahren — Konsultation)
[Abind. 2]:
ABANDERUNGEN DES PARLAMENTS (*)
zum Vorschlag der Kommission

(") Der Gegenstand wurde gemifs Artikel 57 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Geschiftsordnung an den Ausschuss zuriick-
tiberwiesen (A7-0179/2011).

(*) Textinderungen: Der neue bzw. gednderte Text wird durch Fett- und Kursivdruck gekennzeichnet; Streichungen
werden durch das Symbol | gekennzeichnet.

VERORDNUNG DES RATES
zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1467/97 iiber die Beschleunigung und Klirung des
Verfahrens bei einem iibermifligen Defizit
DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION -

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union, insbesondere auf Artikel 126
Absatz 14,



	Vermeidung und Korrektur makroökonomischer Ungleichgewichte ***I P7_TA(2011)0287 Abänderungen des Europäischen Parlaments vom 23. Juni 2011 zu dem orschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die Vermeidung und Korrektur makroökonomischer Ungleichgewichte (KOM(2010)0527 – C7-0301/2010 – 2010/0281(COD))  (2012/C 390 E/17)
	Verfahren bei einem übermäßigen Defizit * P7_TA(2011)0288 Abänderungen des Europäischen Parlaments vom 23. Juni 2011 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1467/97 über die Beschleunigung und Klärung des Verfahrens bei einem übermäßigen Defizit (KOM(2010)0522 – C7-0396/2010 – 2010/0276(CNS))  (2012/C 390 E/18)

